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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über Gebühren 
für die Benutzung von Bundesfernstraßen mit schweren Lastfahrzeugen 

A. Problem 

Nach einer einstweiligen Anordnung des Europäischen Gerichts-
hofes vom 12. Juli 1990 dürfen Straßenbenutzungsgebühren für 
schwere Lastfahrzeuge, die in anderen Mitgliedstaaten der Euro-
päischen Gemeinschaft zugelassen sind, nicht erhoben werden. 

B. Lösung 

Von der Erhebung der Straßenbenutzungsgebühren soll generell 
bis 30. Juni 1991 (mit Verlängerungsmöglichkeit durch Rechtsver-
ordnung) abgesehen werden. Die Herabsetzung der Kraftfahr-
zeugsteuer für deutsche Fahrzeuge, die zusammen mit der Einfüh

-

rung der Straßenbenutzungsgebühren beschlossen wurde, wird 
beibehalten. 

Mehrheitsentscheidung im Ausschuß gegen die Stimmen der 
Fraktion der SPD und der Fraktion DIE GRÜNEN/Bündnis 90 

C. Alternativen 

Ablehnung des Antrags. 
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D. Kosten 

Verlust an Gebühreneinnahmen ca. 1,233 Mrd. DM pro Jahr, die 
überwiegend den Ländern zustehen; Einnahmeausfälle bei der 
Deutschen Bundesbahn bis zu 0,3 Mrd. DM pro Jahr. Die Zusage 
des Bundes, den Ländern die Einnahmeausfälle in Höhe von jähr-
lich ca. 1,026 Mrd. DM zu ersetzen, bleibt bestehen. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf in Drucksache 11/8011 mit der Maßgabe anzu-
nehmen, daß Artikel 2 (Berlin-Klausel) entfällt. 

Bonn, den 26. Oktober 1990 

Der Ausschuß für Verkehr 

Dr. Jobst 

Vorsitzender 

Rauen 

Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Rauen 

Der in Drucksache 11/8011 enthaltene Gesetzentwurf 
wurde in der 229. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am 5. Oktober 1990 dem Ausschuß für Verkehr feder-
führend sowie dem Finanzausschuß und dem Haus-
haltsausschuß zur Mitberatung überwiesen. An den 
Haushaltsausschuß erfolgte außerdem die Überwei-
sung nach § 96 der Geschäftsordnung. 

Der Ausschuß für Verkehr hat die Vorlage in seinen 
Sitzungen am 24. und 26. Oktober 1990 behandelt. 

L Wesentlicher Inhalt des Gesetzentwurfes 

Durch Bundesgesetz vom 30. April 1990 wurde die 
Erhebung von Straßenbenutzungsgebühren für in- 
und ausländische schwere Lastfahrzeuge ab 1. Juli 
1990 vorgesehen; durch das gleiche Gesetz wurde 
außerdem die Kraftfahrzeugsteuer für die von der 
Straßenbenutzungsgebühr betroffenen deutschen 
Lastfahrzeuge auf ein mittleres europäisches Niveau 
abgesenkt. 

Daraufhin hat der Europäische Gerichtshof am 12. Juli 
1990 eine einstweilige Anordnung erlassen, wonach 
die Erhebung der Straßenbenutzungsgebühren für 
die in anderen EG-Mitgliedstaaten zugelassenen 
Fahrzeuge bis zum Erlaß eines Urteils in der Hauptsa-
che über die Vereinbarkeit des deutschen Gesetzes 
mit dem europäischen Recht auszusetzen ist. 

Die einseitige Befreiung der Fahrzeuge aus anderen 
EG-Mitgliedstaaten von der Straßenbenutzungsge-
bühr und die Belastung der deutschen Fahrzeuge und 
der Fahrzeuge aus Nicht-EG-Mitgliedstaaten mit die-
ser Gebühr würde zu erheblichen Wettbewerbsver-
zerrungen führen. Durch den vorliegenden Gesetz-
entwurf soll daher die Straßenbenutzungsgebühr ge-
nerell nicht erhoben werden. Bereits gezahlte Gebüh-
ren werden erstattet. An der Herabsetzung der Kraft

-

fahrzeugsteuer für deutsche Fahrzeuge auf ein mittle-
res europäisches Niveau soll festgehalten werden. 

II. Verlauf der Ausschußberatungen 

Die Fraktion der CDU/CSU und die Fraktion der FDP 
haben dem Gesetzentwurf aus den Gründen der Re-
gierungsvorlage zugestimmt. Die Berlin-Klausel ist 
entbehrlich und wurde daher gestrichen, da nach dem 
Sechsten Überleitungsgesetz das bisherige Überlei-
tungsverfahren für Bundesrecht nach Berlin nicht 
mehr stattfindet. 

Die Fraktion der SPD sah sich zu einer Zustimmung 
nicht in der Lage, nachdem ihr Antrag abgelehnt wor-
den war, der Deutschen Bundesbahn einen gesetzli-
chen Anspruch auf Ersatz der durch die Gebührenaus-
setzung verursachten Einnahmeausfälle zuzubilligen. 

Die Fraktion DIE GRÜNEN/Bündnis 90 hat die Vor-
lage ebenfalls abgelehnt, weil dadurch die Wettbe-
werbssituation der Schiene in ökologisch nicht ver-
tretbarer Weise beeinträchtigt wird. 

III. Mitberatende Stellungnahmen, 
Ausschußbeschluß 

Haushaltsausschuß und Finanzausschuß haben im 
Wege der Mitberatung die Annahme des Regierungs-
entwurfes empfohlen. Der Verkehrsausschuß schlägt 
mit Stimmenmehrheit vor, den Gesetzentwurf anzu-
nehmen mit der Maßgabe, daß die Berlin-Klausel ge-
strichen wird. 

Der Haushaltsausschuß wird außerdem einen geson-
derten Bericht gemäß § 96 der Geschäftsordnung vor-
legen. 

Bonn, den 26. Oktober 1990 

Rauen 

Berichterstatter 


